
Vollen  Support  an  die  junge
GEW Berlin!
Der Berliner  Ableger  der  Gewerkschaftsjugend der  Bildungsgewerkschaft
GEW hat sich mit einem offenen Brief an ihren Landesvorstand gewandt, um
einen Erzwingungsstreik zu organisieren. Nach mittlerweile 7 Warnstreiks
und  0  Gesprächsbereitschaft  seitens  des  grünen  Finanzsenators  Daniel
Wesener wollen sie den Druck auf den Senat dadurch erhöhen, dass die
Verhandlungen für gescheitert erklärt, eine Urabstimmung eingeleitet und zu
einem unbefristeten Streik aufgerufen wird, der erst aufhört, wenn das Ziel
erreicht  ist.  Unsere  Lehrer_innen  kämpfen  dabei  für  einen  Tarifvertrag-
Gesundheit, dessen Ziel es ist, unsere überfüllten Klassen zu verkleinern. Für
sie heißt das: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns heißt das: besser
Lernen, mehr Zeit und weniger genervte Burn-Out-Mathelehrer. Lasst uns
diese Kämpfe verbinden! Wie das genau funktionieren soll,  erfahrt ihr in
unserer neuen Schüler_Innenzeitung oder auf unserer Homepage. Außerdem
findet hier den offenen Brief der jungen GEW zum Nachlesen. Streik in der
Schule, Uni und Betrieb: Das ist unsere Antwort auf ihre Politik!

Im Folgenden spiegeln wir den offenen Brief:

Erzwingungsstreik jetzt
Wir  fordern  den  Landesvorstand  auf,  die  Verhandlungen  um  den
Tarifvertrag-Gesundheit mit dem Berliner Senat für gescheitert zu erklären.
Wir,  die  streikenden  Lehrer:innen,  wollen  selbst  Einfluss  auf  die  Frage
nehmen, wie unser Arbeitskampf geführt wird. Der LV möge deshalb alle
nötigen  Schritte  für  eine  Abstimmung  über  einen  Erzwingungsstreik
einleiten.  Wir  streiken,  bis  wir  unseren  Tarifvertrag  haben!

Begründung
Die  Arbeitsbelastung  in  den  überfüllten  Klassen  unserer  Schulen  ist
unzumutbar.  Während  die  Schüler:innenzahlen  2023  weiter  ansteigen
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werden, fehlen noch immer rund 1.000 Kolleg:innen in Berlin. Noch immer
hat  der  Senat  keinerlei  Schritte  unternommen,  um  diesen  Mangel  zu
beheben.Die  Untätigkeit  des  Berliner  Senats  hat  uns  zum  Handeln
gezwungen. Mit unserem Kampf für einen Tarifvertrag-Gesundheit möchten
wir die Arbeitsbelastung für uns alle durch eine gesetzliche Verankerung von
kleineren Klassengrößen verringern. So waren wir im vergangenen Jahr mit
ganzen sieben Warnstreiks auf der Straße. Wir waren viele und wir waren
laut.  Auch  der  Landeselternausschuss  hat  sich  unseren  Forderungen
angeschlossen. Und trotzdem lehnt der grüne Finanzsenator Daniel Wesener
bis heute ab, überhaupt mit uns zu sprechen. Wir finden: Jetzt reicht’s! Wir
finden, dass wir mehr Druck machen müssen, um den Senat endlich von
seiner  Blockadehaltung  abzubringen.  Wir  finden,  dass  wir  einen
Erzwingungsstreik  zur  Durchsetzung  unserer  Forderungen  brauchen.

Während  der  Senat  unsere  monatlichen  Warnstreiks  noch  teilweise
ignorieren  konnte,  kann  die  Bi ldungsverwaltung  bei  einem
Erzwingungsstreik nicht mehr den Kopf in den Sand stecken und Augen und
Ohren  vor  uns  verschließen.  Ein  Erzwingungsstreik  ist  unser
verfassungsmäßig geschütztes Recht nach gescheiterten Tarifverhandlungen
den Druck auf  den Arbeitgeber  zu erhöhen.  Wir  fordern deshalb unsere
Verhandlungsführer:innen  Anne  Albers  (Leiterin  des  Vorstandsbereichs
Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  und  Udo  Mertens  (Leiter  des
Vorstandsbereichs  Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  auf,  der
Wahrheit ins Auge zu sehen: Erkennt, dass es keine Verhandlungen geben
wird,  wenn wir den Druck nicht erhöhen! Erklärt  die Verhandlungen für
gescheitert!Auf mehreren Personalversammlungen hat uns Udo versprochen,
im kommenden Jahr die „Daumenschrauben anzuziehen“. Udo, halt dich an
dein  Versprechen  und  leite  eine  Urabstimmung  für  einen
Erzwingungsstreik  ein!

Wir lassen uns nicht lähmen von der Verzögerungs- und Hinhaltetaktik des
Senats.  Wir  wollen  unseren  Tarifvertrag,  denn  unter  den  gegebenen
Umständen, weiß kaum jemand von uns, wie wir diesen Job, den wir doch alle
eigentlich irgendwo auch lieben,  die nächsten zehn Jahre weiter machen
sollen.  Lasst  uns  deshalb  gemeinsam  das  Thema  Bildung  auf  die



Tagesordnung  des  Berliner  Wahlkampfes  setzen!

Dafür wollen wir nun endlich „die Daumenschrauben anziehen“. Wir fordern
den  GEW-Landesvorstand  mit  diesen  Unterschriften  dazu  auf,  alle
notwendigen Schritte für einen Erzwingungsstreik in die Wege zu leiten und
diesen aktiv zu organisieren. Natürlich freuen wir uns auch über Solidarität
von Kolleg:innen aus anderen Bundesländern, denn die Frage von kleineren
Klassen betrifft nicht nur Berlin.

Hamburger  Bildungspläne  –
mehr  Leistungsdruck  und
größere Klassen
Wir alle kennen das Problem: Die Klassen sind zu groß, die Lehrkräfte völlig
überfordert und wir kommen im Unterricht nicht mit. Der Leistungsdruck ist
zu hoch, wir haben kaum freie Zeit und selbst in den Ferien müssen wir
lernen – kurzgesagt ist die Situation für Schüler_innen und Lehrkräfte sehr
prekär und niemand ist so richtig zufrieden.

Die Hamburger Schulbehörde hat im März 2022 den ersten Entwurf für neue
Bildungspläne, die wohl die nächsten 10 Jahre gelten sollen, erstellt.  Am
19.12.2022  sollen  diese  veröffentlicht  werden  und  ab  dem  nächsten
Schuljahr  für  die  Oberstufe  gelten.  Die  Pläne  sind  ein  Versuch,  das
Hamburger Schulsystem an ein nationales Zentralabitur anzugleichen. Ziel
ist,  national  einheitliche  Standards  zu  haben,  mit  denen die  zukünftigen
Arbeiter_innen bewertet werden sollen.

Was hat es mit den Plänen auf sich?

Es sollen mehr Inhalte gelehrt werden und es soll in allen Fächern mehr
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Klausuren  geben,  die  dann  auch  noch  mehr  zählen  –  richtig:  mehr
Leistungsdruck!  Anstatt  zu  überlegen,  wie  der  Leistungsdruck verringert
werden kann, sollen wir unter noch schlechteren Bedingungen lernen. Das
bedeutet mehr Zeit, die wir zuhause lernen müssen und weniger individuelles
Eingehen  der  Lehrkräfte  auf  Probleme  der  Schüler_innen.  Gerade
Diskriminierte  Jugendliche  oder  Jugendliche  aus  Arbeiter_innenfamilien
werden darunter leiden. Unsere Eltern haben jetzt schon nicht genug Zeit,
uns zu unterstützen; ab dem nächsten Schuljahr wird das aber noch stärker.
Die Soziale Auslese steigt also weiter ins unermessliche.

Was können wir dagegen tun?

Dass das, was die Schulbehörde vorschlägt, keine Verbesserungen bringt, ist
vollkommen  offensichtlich.  Es  zeigt  sich  auch,  dass  diejenigen,  die  das
entscheiden,  keine  Ahnung  haben,  wie  es  uns  Schüler_innen  geht  oder
unsere Lage ignorieren! Wir wissen selber, was für uns am Besten ist. Wir
müssen  mitbestimmen  können  und  nicht  zusehen,  was  die  Behörde  als
nächstes vor hat!

Wir  müssen  gegen  diese  Pläne  aktiv  werden.  Wir  müssen  uns  als
Schüler_innen  gemeinsam  mit  Lehrkräften  organisieren  und  gemeinsam
zeigen, dass wir das nicht mitmachen werden!

Am 14.01.2023 wollen wir uns treffen und gemeinsam überlegen, wie wir
diese Pläne aufhalten können. Kommt auch zu Aktionen, wie am 19.12. um 16
Uhr am Hachmannplatz, um gegen diese Pläne und für echte Mitbestimmung
von uns Schüler_innen zu kämpfen!

Wir fordern:

Stoppt die Bildungspläne! Weniger Prüfungen, kleinere Klassen und
mehr Zeit für individuelle Themen, statt noch mehr Leistungsdruck!
Echte  Mitbestimmung:  Statt  einer  beratenden  Instanz,  muss  die
Schüler_innenvertretung  unsere  Interessen  in  Abstimmungen  und
Entscheidungen vertreten können!
Für  eine  Gewerkschaft  der  Schüler_innen!  Wir  können uns  nicht
mehr gefallen lassen, dass wir nichts gegen Politik gegen uns tun



können! Für das Recht zu streiken!

Was  bringt  es,
Schülersprecher_In zu werden?
Von Lia Malinovski

Neues Schuljahr, neue Schulsprecher_Innenwahlen und verändern wird sich
sowie  nichts?  Die  Mitbestimmungsrechte  in  der  Schule  durch  Klassen-,
Schulsprecher_Innenwahlen und das Recht Vollversammlungen einzuberufen
wurden sich von Schüler_Innen hart erkämpft. Statt echter Mitbestimmung
wurde  die  schulische  Mitbestimmung  durch  Organe  der  Schüler_Innen
jedoch  nur  zur  Integration  und  Vorbereitung  auf  die  parlamentarisch-
repräsentative  Demokratie  umgestaltet.  Kurz  gesagt  wurde  aus  echter
Mitbestimmung  ein  bürokratisches  Pseudo-System  ohne  wirkliches
Mitbestimmungsrecht.  Das  sieht  man  besonders  daran,  dass  vor  jede
Entscheidung durch die Schüler_Innenvertretung, die der Schulleitung nicht
passt, ein Riegel geschoben wird und die Durchsetzung durch scheinheilige
Gründe plötzlich nicht mehr geht.  Zudem passieren die Wahlen meistens
nach Beliebtheit und schon im Voraus ist klar, dass ein Großteil der Ideen eh
nicht umgesetzt wird.

Aber warum treten wir dann zur Schüler_Innensprecherwahl an?

Als Kommunist_Innen haben wir keine Illusionen in das pseudodemokratische
Mitbestimmungssystem an den Schulen. Jedoch wurde dieses System von
Schüler_Innen wie uns erkämpft und wir können und sollten es nutzen, um
die  Schule  zu  politisieren  und  revolutionäre  Positionen  an  die  Leute  zu
bringen.  Oft  wird  so  getan,  als  wäre  die  Schule  ein  unpolitischer  oder
politisch neutraler Ort, der nichts mit der politischen Außenwelt zu tun hat.
Die Realität widerlegt diese These: Wer auf welche Schule geht, wer Abitur
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macht und unter welchen Bedingungen, welche Inhalte gelehrt werden usw.
ist sehr stark davon abhängig, aus welcher (sozialen) Klasse man kommt.
Kinder  von  Arbeiter_Innen  und  Migrant_Innen  sind  stark  benachteiligt,
während Kinder von Kapitalist_Innen große Vorteile haben, bessere Bildung
bekommen  und  mehr  Möglichkeiten  der  Selbstbestimmung  und
Selbstentfaltung  haben.  Die  Schule  spiegelt  also  die  Klassengesellschaft
wider,  und  das  auch  mit  allen  anderen  negativen  Facetten:  Sexismus,
Rassismus, Queerfeindlichkeit usw. sind bittere Normalität. Uns zeigt das,
dass wir noch viel zu erkämpfen haben.

Wie machen wir das also?

Wir müssen die Probleme an den Schulen aufzeigen. Wir müssen unsere
Mitschüler_Innen  dafür  sensibilisieren,  dass  die  Schule  entgegen  dem
Gelaber unserer Lehrer_Innen ein politischer Ort ist. Ein Mittel neben vielen
dafür  können  die  Wahlen  der  Schüler_Innenvertretung  sein.  Durch
Wahlkampf und Vollversammlungen – sofern es sowas gibt – haben wir ein
Podium zur Verfügung, in dem wir unsere Positionen darlegen können und
die  Probleme an den Schulen und im Schulsystem benennen können.  In
vielen Bundesländern gibt es das Recht für die Schüler_Innenvertretung, für
alle Schüler_Innen (ihre Mehrzahl) verpflichtende Versammlungen ausrufen
zu können, bei denen der Unterricht wegfällt und bei denen das Programm
dieser Versammlungen durch die Schüler_Innenvertretung bestimmt wird.
Dies nennt man eine Vollversammlung. Solche Plattformen können ebenfalls
als  Diskussionsplattform genutzt  werden und Schüler_Innen eine Stimme
bieten,  die  sie  sonst  nicht  haben.  So  kann  eine  revolutionäre
Schüler_Innenvertretung die Schule politisieren. Ihr erster Schritt könnte die
Organisierung des Kampfes für wirkliche Verbesserungen sein. Aber nur ein
erster Schritt,  denn Diskussionen und das Aufstellen von Forderungen in
Vollversammlungen und der Schüler_Innenvertretung ändern ja noch nichts
am aktuellen Zustand.

All das reicht doch noch nicht, um etwas zu verändern, oder?

Als  Jugendliche  müssen  wir  uns  dort  organisieren,  wo  wir  uns  täglich
aufhalten. Mit verschiedenen Aktionsformen können wir das System unter



Druck setzen und unseren Forderungen Gehör verschaffen. Wir können mit
Flyern,  Flugblättern  oder  linken  Schüler_Innenzeitungen  die  Probleme
benennen und Wege aufzeigen, diese zu bekämpfen. Mit Kundgebungen oder
Demonstrationen können wir ein größeres Publikum, auch außerhalb der
Schulen, erreichen und auch hier unsere Forderungen verbreiten. Mit genug
Masse  können  schon  solche  Aktionen  kleine  Verbesserungen  schaffen.
Letztlich gibt uns das Mittel des Schulboykotts oder -streiks die Möglichkeit,
durch direkte Aktion und Sabotage des täglichen Ablaufes, das System unter
Druck zu setzen und wirkliche Verbesserungen zu erkämpfen.

Nicht alle Aktionsformen ergeben zu jeder Zeit Sinn. Und bevor wir über
Blockaden oder Boykotte reden können, müssen wir die Schüler_Innen und
die  Schule  politisieren.  Bevor  wir  direkte  Aktionen  zur  Verbesserung
durchführen  können,  müssen  wir  unsere  aktuellen  Möglichkeiten
ausschöpfen.  Es  ist  anstrengend  und  macht  oft  keinen  Spaß,  mit
Mitschüler_Innen über Politik zu diskutieren. Aber wir haben keine andere
Wahl. Und es ist auch möglich Erfolg zu haben. Beispielsweise haben erst im
September beim letzten großen Klimastreik Schüler_Innen in Darmstadt auf
ihre Schule eine eintägige Besetzung mit Streikposten errichtet. Das zeigt
doch, dass nichts unmöglich ist.

Deswegen  ru fen  w i r  zur  Bete i l igung  an  den
Schülersprecher_Innenwahlen  auf.  Politisiert  eure  Schulen,  tragt
aktuelle,  revolutionäre  Forderungen  in  die  Schulen  und  lasst  die
Schüler_Innen darüber diskutieren!

Mit Glück schafft ihr es sogar, in die Schüler_Innenvertretung zu kommen
und habt Möglichkeiten, Mitbestimmung und Freiräume für Schüler_Innen zu
erkämpfen. Und selbst wenn nicht – es wird immer Leute geben, die eure
Positionen gut fanden oder darüber diskutieren wollen. Ladet sie zu Treffen
ein oder organisiert Diskussionsrunden! Gründet ein Aktionskomitee an der
Schule!

Wir  treten  zur  Schülersprecher_Innenwahl  mit  diesen  Forderungen  an.
Ergänzt sie und wendet sie an eure eigenen Schulen an! Ihr wisst am besten,
was passieren muss:



Für  Unabhängigkeit  von  Staat  und  bürgerlicher  Familie:  1200€
Grundeinkommen für Schüler_Innen auf Staat sein Nacken!!
Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte und digitale Endgeräte
müssen kostenlos für alle sein!
Schluss mit den privatisierten Mensen mit Dreckessen! Alle Mensen
in öffentliche Hand und Kontrolle über das Angebot und die Preise
der Mensa durch Schüler_Innen und Lehrer_Innen.
Einen  Raum,  der  den  Schüler_nnen  zur  freien  Gestaltung  und
Nutzung in der Freizeit zur Verfügung steht und finanzielle Mittel,
um diesen nach Wunsch auszustatten
Eine  wähl-  und  abwählbare  (!)  Meldestelle  für  Vorfälle  von
Diskriminierung
Investitionen in unsere Bildung – Holt das Geld vom Militär und von
den Reichen her!

End Fossil: Occupy your School!
Die  neue  aufkommende  Klimabewegung  End  fossil  Occupy  bereitet  sich
immer  weiter  aus.  Schon  in  Frankreich,  England,  Schottland,  der  USA,
Mexiko,  Kanada,  Dänemark,  Spanien,  Deutschland  und  Portugal  gibt  es
Ortsgruppen von End Fossil. Die Bewegung setzt sich zum Ziel, „die fossile
Wirtschaft zu beenden“ und macht dies, indem sie, wie der Name schon sagt,
Schulen und Unis besetzt.

In Deutschland hat es schon an mehreren Unis und Schulen Besetzungen und
Aktionen  gegeben,  so  wie  in  Göttingen,  wo  zwei  Schulen  und  eine  Uni
momentan besetzt sind. Bei den Besetzungen nehmen sich die Aktivist:innen
einen Raum,  wie  zum Beispiel  einen Hörsaal  und benutzen ihn  um den
normalen  Ablauf  zu  stören,  so  wie  Workshops  rund  um  das  Thema
Klimawandel und was man dagegen tun kann, zu veranstalten. Die Aktionen
werden  von  bundesweiten  Forderungen  begleitet,  so  wie  von  lokalen
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Forderungen, die konkret an die besetzten Orte angepasst werden. Also so
was wie „Solarzellen für das Uni-Dach!“. Einer der wichtigsten Forderungen
der  Bewegung  ist  aber  “eine  Übergewinnsteuer  für  alle  Energieträger“,
kombiniert  mit  der  langfristigen  Forderung  der  Vergesellschaftung  der
Energieproduktion unter demokratische Hand, die nicht profitorientiert sein
darf.  Außerdem beinhalten die  Forderungen noch die  Notwendigkeit  des
Ausbaus  von  ÖPNV  und  die  sofortige  Wieder-Bereitstellung  des  9-Euro-
Tickets. Langfristig fordern die Aktivist_innen einen kostenlosen ÖPNV. Dazu
schließt sich End fossil Occupy auch den Forderungen von Lützi bleibt! ,Debt
for Climate und Genug ist Genug an. Daran sieht man, dass End fossil occupy
anerkennt, dass ihre Kämpfe nicht isoliert passieren können und aktiv mit
anderen Kämpfen gegen den menschengemachten Klimawandel und für die
Rechte von Lohnabhängigen verbunden werden müssen.

End Fossil gebührt unsere volle Solidarität! Keine Hetze von Schulleitungen,
Dekan,  Stadtregierung  oder  Springer-Presse  kann  diese  brechen.  Als
Jugendorganisation  unterstützen  wir  die  Besetzungen,  insbesondere  von
Schulen, und wollen diese Aktionen voranbringen. Wir unterstützen die 3
Prinzipien  „Besetzen  bis  zum Erfolg!“,  „Klimagerechtigkeit“  und  „Jugend
geführt“ voll und ganz. Wir glauben jedoch, dass wir sie nicht ganz erreichen
werden, wenn End Fossil so weiter macht wie bisher. Da wir schon lange
sowohl in der Bildungs- als auch in der Klimabewegung aktiv sind, konnten
wir dort bereits wertvolle Erfahrungen sammeln. Im Folgenden wollen wir
End Fossil  deshalb einige Vorschläge machen, wie wir glauben, dass die
Besetzungen  langfristig  Erfolg  haben  und  ihre  Ziele  auch  tatsächlich
erreichen können. Uns ist dabei wichtig zu betonen, dass diese Vorschläge
nicht  von  Besserwisser:innen  abseits  der  Barrikade  kommen,  sondern
solidarische Vorschläge von Aktivist:innen sind, die sich selbst aktiv an den
Kämpfen beteiligen.

Besetzen bis zum Erfolg1.

Zum einen halten wir es für wichtig, dass sich die Besetzungen nicht nur auf
einen kleinen Kreis von Aktiven stützen, sondern von einem Großteil  der
Schüler_innen oder Studierenden getragen werden. Dafür müssen wir das
Mittel  der  Vollversammlung nutzen,  um mit  möglichst  vielen  Leuten  ins



Gespräch zu kommen, und die kommenden Aktionen zu planen. So können
wir  erreichen,  dass  unsere  Besetzungen  nicht  nur  symbolisch  bleiben,
sondern tatsächlich eine Basis und Unterstützung haben, mit deren Hilfe wir
länger bestehen bleiben können. Dabei ist wichtig, dass sich an Schulen und
Unis aus den besetzenden heraus Demokratische Streikkomitees gründen,
die die Besetzungen koordinieren, sich mit anderen Besetzungen vernetzen
und vielleicht auch eigene Flyer erstellen, die andere an Schule und Uni von
der  Besetzung  überzeugen  können.  Der  Zweck  davon  ist  es,  damit  die
Besetzung  länger  am  Laufenden  zu  halten,  so  wie  die  Bewegung  so
auszuweiten,  dass  die  Besetzungen  nicht  isoliert  bleiben,  sondern  von
anderen Unis und Schulen unterstützt werden. Apropos Unterstützung: Auch
die  Lehrer_innen und Unibeschäftigten sollten wir  für  die  Ideen unserer
Besetzungen gewinnen. Auch sie geht die Klimafrage etwas an und außerdem
kritisieren sie  immer wieder,  zu wenig Mitspracherechte zu haben.  Hier
bietet sich ihnen mal eine Gelegenheit, ihrem Unmut Luft zu verschaffen. Die
Mitglieder  der  Bildungsgewerkschaft  GEW  müssen  wir  aufrufen,  die
Besetzungen zu unterstützen und diese sollten wiederum ihre Kolleg_innen
überzeugen. So können wir unserer Besetzung mehr Rückhalt verschaffen
und außerdem auch mögliche Repressionen abwenden.

2. Klimagerechtigkeit

Im  Gegensatz  zu  vielen  anderen  Climate-Justice-Strukturen  und
Organisationen traut sich End Fossil die wichtige Forderung aufzuwerfen,
dass  die  Energieproduktion  demokratisch  und  nicht  profitorientiert
vergesellschaftet  werden  soll.  Da  fragen  wir  uns  aber  unter  wessen
demokratischer Hand? Die der Arbeiter:innen? Oder die der Politiker:innen?
Deswegen schlagen wir vor, die Forderungen zu spezifizieren. Wir schlagen
vor,  die  Energieproduktion  unter  der  Kontrolle  der  Arbeiter:innen  zu
enteignen.  Aber  wie  kann  das  End  Fossil  hinkriegen,  wenn sie  sich  als
Bewegung an Schulen und an Unis aufbaut?

End  fossil  muss  aktiv  in  ihren  Aktionen  die  Gewerkschaften  und  die
Arbeiter:innen dazu aufrufen, sich ihnen anzuschießen und ihre Arbeitsplätze
zu besetzen und unter eigene demokratische Kontrolle zu bringen. Dies kann
sie durch die Aktionen und Besetzungen klarmachen, indem End fossil die



Arbeiter:innenklasse aktiv  in  ihren Forderungen aufruft  und darum auch
mobilisiert.  Die  besetzten  Räume  müssen  genutzt  werden,  um  diese
Forderungen  klar  an  die  Außenwelt  zu  tragen.  Allein  das  Stören  der
Normalität und das Besetzen von Unis baut noch nicht den ökonomischen
Druck auf das fossile Kapital auf, den es braucht, um damit endlich Schluss
zu machen. Bleiben die Besetzungen der Unis isoliert,  erzeugt dies zwar
Aufmerksamkeit,  aber  um  dem  fossilen  Kapital  tatsächlich  den  Hahn
abzudrehen,  müssen  wir  es  durch  Streiks  und  Fabrikbesetzungen  dazu
zwingen.  Eine  Solidarisierung  mit  den  aktuellen  Tarifrunden  in  der
Metallindustrie  und dem öffentlichen Dienst  wären erster Schritt,  hin zu
einem  Schulterschluss  zwischen  Klima-  und  Arbeiter_innenbewegung.
Streikende  Arbeiter:innen,  Beschäftigte  aus  der  Energieproduktion  und
Gewerkschafter:innen  müssen  auf  die  Vollversammlungen  eingeladen
werden. Aber auch das Einladen und die Diskussion mit Lehrer_innen oder
Renigungspersonal kann gewinnbringend sein. Gemeinsam können wir dann
diskutieren und Aktionen planen, denn der Kampf fürs Klima ist letztlich ein
Klassenkampf, für unsere Fortexistenz auf diesem Planeten. Die Forderung
nach  der  Enteignung  der  Energiekonzerne  unter  Arbeiter:innenkontrolle
kann eine wichtige Brücke werden zwischen Klimabewegung und denjenigen,
die schon jetzt ihre Nebenkostenabrechnung nicht mehr bezahlen können.

3. Jugend geführt?

End fossil hat es jetzt schon geschafft viele Jugendliche an sich zu ziehen,
welche  es  auch  selbst  geschafft  haben,  verschiedene  Unis  und  Schulen
überall  in  der  Welt  zu  besetzen.  In  ihren  Prinzipien  versteht  sich  die
Kampagne explizit als „Jugendbewegung“. Als Jugendorganisation teilen wir
natürlich  die  Idee,  dass  sich  Jugendliche  selbstständig  und  unabhängig
organisieren sollten. Wir halten es aber deshalb auch für zentral, dass auch
Forderungen  für  die  Jugend  aufgestellt  werden.  Das  glauben  wir,  weil
Jugendliche  in  ihrem  täglichen  Leben  und  an  der  Schule  nahezu  kein
Mitbestimmungsrecht  haben  und  von  Autoritäten  wie  Eltern  oder
Lehrer:innen abhängig sind. Warum sonst müssen wir unsere Schule erst
einmal besetzen, um überhaupt gehört zu werden? Eine Jugendbewegung
muss dies anerkennen, auf die autoritäre Fremdbestimmung eingehen und



Vorschläge machen, wie wir das ändern können. Es braucht Forderungen,
mit  den man Jugendliche besser erreichen und sie aktiv  in einen Kampf
gegen den Klimawandel einbinden kann. Es gilt unsere Lebenssituation zu
verbessern und uns mehr gesellschaftliche Macht zu erkämpfen.  Deshalb
fordern wir:

Kostenloseses und ökologisches Mensaessen! Selbstverwaltete
Speisepläne von uns Schüler_innen!

Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume,  die  in den
Pausen für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!

Weg mit  dem Leistungsterror  Schüler:innen Kontrolle  über
den Lehrplan!

Demokratische Kontrolle der Schüler:innen und Beschäftigten
über die Schulen/Unis, bildet Räte!

Für eine flächendeckende Modernisierung und energetische
Sanierung aller Schulgebäude sowie ihrer Heizungs-, Wasser-
und Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen,
die vom Krieg und den steigenden Energiepreisen profitieren!

Solidarität  mit  den  Tarifrunden  in  Metallindustrie  und
öffentlichem Dienst!

Sofortige  Enteignung  aller  Energiekonzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle!

Neues  Schuljahr  aber  alte

https://onesolutionrevolution.de/neues-schuljahr-aber-alte-probleme-leistungsdruck-covid-und-kaputte-fenster/


Probleme: Leistungsdruck, Covid
und kaputte Fenster
Das  neue  Schuljahr  hat  in  allen  Bundesländern  begonnen  und  egal  in
welchem  der  16  verschiedenen  Schulsysteme  du  zur  Schule  gehst:  die
Probleme sind überall dieselben. Herr Müller macht immer noch dieselben
rassistischen „Witze“ und checkt dein Neo-Pronomen nicht, der Rollladen
klemmt immer noch, sodass man das Fenster nicht öffnen kann und von Tag
1  an  wird  uns  wieder  Druck  gemacht,  dass  schon  wieder  so  viele
Klassenarbeiten  und  Klausuren  anstehen.  Leider  hat  sich  keins  der
strukturellen Probleme in der Schule in den Ferien in Luft ausgelöst. Dabei
war im letzten Jahr noch überall die Rede davon, dass wir Schüler_Innen die
Zukunft seien, dass keine Investition in das Bildungssystem zu teuer sein
dürfe und man auf keinen Fall bei den Schulen sparen würde. Alle Parteien
haben bei der Bundestagswahl beteuert, wie sehr ihnen unsere Bildung am
Herzen liege. Das Hauptargument für die Öffnung der Schulen während der
Pandemie war in allen Zeitungen, dass man uns Schüler_Innen nicht im Stich
lassen wolle.

Sparen, sparen, sparen?

Schon ein paar Monate später sieht die Situation wieder ganz anders aus:
Jetzt  müssen  wir  sparen,  denn  das  Vaterland  muss  verteidigt  werden.
Ohnehin steckte die Wirtschaft auch schon vor der russischen Invasion der
Ukraine in einer tiefen Krise. Die Coronapandemie hat diese noch verschärft
und seitdem Krieg herrscht, kann die Bundesregierung so tun, als ob die
ganzen  geplanten  Sparmaßnahmen  Solidaritätsaktionen  für  die
Ukrainer_Innen wären. „Frieren für den Frieden“ zählt auch für die Schule –
nur dass die Heizung auch schon im letzten Winter nicht funktioniert hat.
Und  während  die  Bundesregierung  fucking  100  Milliarden  Euro  in  die
Bundeswehr  steckt,  will  sie  bei  der  Bildung  sparen.  Der  grüne
Ministerpräsident  von  Baden-Württemberg  Winfried  Kretschmann  hat
vorgeschlagen, die Klassengröße einfach zu erhöhen. Mehr Schüler_Innen in
einer  Klasse  bedeutet  schließlich,  dass  man  weniger  Lehrer_Innen  und

https://onesolutionrevolution.de/neues-schuljahr-aber-alte-probleme-leistungsdruck-covid-und-kaputte-fenster/
https://onesolutionrevolution.de/neues-schuljahr-aber-alte-probleme-leistungsdruck-covid-und-kaputte-fenster/


Räume  braucht.  Leider  lässt  sich  in  überfüllten  Klassen  nur  richtig
beschissen  lernen.  Das  grüne  Außenministerium  kürzt  die  Gelder  des
Deutschen  Akademischen  Austauschdienstes  (DAAD)  für  rund  6.000
Stipendien. Für 6000 Jugendliche aus Arbeiter_Innenfamilien heißt das: Ciao
Studium. In Berlin plante der Senat die veranschlagten 136 Millionen Euro
für  den  Bau  neuer  Schulen  und  10  Millionen  Euro  für  zusätzliche
Sozialpädagog_Innen  einzusparen.  Und  das  sind  nur  einige  Beispiele.

Kalter Corona-Herbst

Auf uns wartet ein kalter Herbst und ein noch kälterer Winter, doch unsere
Schulgebäude sind einfach krasse Bruchbuden.  Fenster  lassen sich nicht
richtig schließen oder öffnen, gereinigt wird aufgrund von Personalmangel
nur noch alle 3 Tage und die Toiletten sind dauerverstopft. Ein Raum, in dem
wir in Pausen entspannt und vor allem von Lehrer_Innen ungestört abhängen
können,  existiert  nur  in  unseren kühnsten Träumen.  Dabei  gibt  es  nicht
einmal genug Gebäude, um uns alle unterzubringen. So müssen manche von
uns weite Schulwege in Kauf nehmen, mit 32 anderen Schüler_Innen in einer
Klasse sitzen oder haben jahrelang in einem Container Unterricht. Doch der
Herbst wird nicht nur kalt, es rollt auch noch eine neue Coronawelle auf uns
zu.  Man  hätte  ja  aus  den  letzten  Jahren  lernen  können  und  sichere
Belüftungssysteme in die Schulgebäude einbauen können. Stattdessen wurde
das Förderprogramm für Luftfilteranalagen auslaufen gelassen. Also heißt es
wieder:  Fenster  auf,  Erkältung  rein.  Auch  in  diesem  Jahr  nehmen  die
Landesregierungen  in  Kauf,  dass  wir  uns  mit  Corona  anstecken,  unsere
Familien  infizieren,  wieder  tagelang  isoliert  zuhause  sitzen  müssen  und
vielleicht auch noch Folgeschäden mit uns tragen. Einfach weil ihnen der
Ausbau von sicheren Hygienemaßnahmen zu teuer ist. Dazu kommen noch
Tausende  von  uns,  die  sich  bereits  in  den  letzten  Monaten  mit  Corona
infiziert haben und seit dem Long Covid zu kämpfen haben. Für diejenigen
gibt es keine Hilfemaßnahmen, sondern sie haben halt Pech gehabt, wenn sie
sich im Unterricht nicht konzentrieren können, einschlafen und schlechte
Noten schreiben.

Leistungsdruck



Das Schuljahr ging kaum los, schon steht da wieder die Mathelehrerin und
erzählt  uns,  wie schlecht  unser Jahrgang ist  und was wir  alles  aufholen
müssen. So als ob es unsere Schuld wäre, dass wir in einer Pandemie stecken
und sowieso ständig Unterricht ausfällt. Ausbaden müssen es trotzdem wir,
indem  wir  den  gleichen  Unterrichtsstoff,  mit  der  gleichen  Anzahl  von
Klassenarbeiten  in  weniger  Unterrichtszeit  in  immer  volleren  Klassen
durchpauken müssen. Immer mehr von uns müssen das Nicht-Gelernte in
privatem Nachhilfeunterricht nachholen, dabei kann sich das nur leisten, wer
reiche Eltern hat.  Alle Politiker_Innen haben in den Anfangsmonaten der
Pandemie davon geredet,  was die geschlossenen Schulen für eine starke
psychische Belastung für uns Schüler_innen sei. Und ja, ihr habt Recht, es
war  echt  scheiße.  Aber  wo  sind  die  ganzen  Schulpsycholog_Innen  und
Sozialarbeiter_Innen,  die  ihr  uns  versprochen  habt?  Wo  das  Plus  an
Therapieplätzen,  um  über  unsere  Depressionen  und  Angststörungen
sprechen zu können? Anstatt uns zu helfen, wird der Leistungsdruck erhöht.
Das Personal fehlt dabei nicht nur im psychologischen Bereich, sondern in
der ganzen Schule. Der Lehrer_Innenmangel führt sogar weit, dass ganze
Fächer einfach ausfallen und man zum Beispiel in der 9. Klasse einfach mal
ein  paar  Monate  kein  Englisch  hat  oder  die  Sportstunden  von  3  auf  2
eingekürzt werden. Die Willkommensklassen sind voll mit Schüler_Innen aus
der  Ukraine,  aber  es  gibt  nicht  genügend  Lehrkräfte,  damit  sie  auch
vernünftigen Unterricht bekommen. Und Inklusion gibt es auch nur auf dem
Papier,  denn  es  gibt  kein  Personal,  um  diejenigen  von  uns,  die  mehr
Unterstützung beim Lernen bräuchten, aufzufangen.

Inflation betrifft uns auch.

Dass  unser  Bildungssystem diejenigen aus  reichen Familien  belohnt  und
Migrant_Innen-  oder Arbeiter_Innenkids benachteiligt,  ist  kein Geheimnis.
Aber warum redet niemand davon, dass dieser Unterschied noch krasser
wird, wenn die Inflation unsere Eltern noch ärmer macht? Zum Beispiel sind
die Preise für Schulhefte von Juni auf Juli um 13,6 Prozent gestiegen und
sogar das schlechte Mensaessen ist teurer geworden. Auf die Inflation folgt
meistens eine Rezession und Zehntausende verlieren ihre Jobs.  Das wird
auch  uns  in  der  Schule  treffen  und  unsere  Chancen  auf  einen  nicen



Schulabschluss nur noch verringern.

Yallah Klassenkampf!

Wird Zeit, dass wir was tun! Lasst uns mit unseren Mitschüler_Innen über die
Probleme in  unseren Schulen diskutieren und aktiv  werden.  Mit  kleinen
Protestaktionen  im  oder  vor  dem  Schulgebäude  können  wir  auf  die
Missstände  hinweisen  und  Aufmerksamkeit  schaffen.  Lasst  uns
Aktionskomitees  an  unseren  Schulen  gründen,  um  weitere  Aktionen  zu
planen  und  uns  mit  anderen  Schulen  bundesweit  zu  vernetzen.  Die
Gewerkschaft der Lehrer_Innen, die GEW, plant in den kommenden Wochen
Aktionen und Streiks, von denen auch wir Schüler_Innen etwas haben: Ob für
kleinere  Klassen  oder  für  mehr  Lohn  und  damit  weniger  gestresste
Lehrkräfte. Lasst uns mit unseren streikenden Lehrer_Innen solidarisch sein
und  mit  ihnen  gemeinsam  auf  die  Straße  gehen.  Wenn  man  etwas
durchsetzen  will,  sind  Gewerkschaften  eine  praktische  Sache,  deshalb
brauchen wir auch sowas! Und zwar eine basisdemokratisch organisierte
Schüler_Innengewerkschaft,  in  der  wir  unsere  Interessen  gegenüber  den
Landesregierungen  und  den  Lehrerinnenverbänden  deutlich  machen  und
verteidigen können. Dabei müssen wir unsere Forderungen in die Schule
tragen und uns mit den bestehenden Bewegungen auf der Straße, ob gegen
die Inflation, gegen den Klimawandel oder gegen Rassismus verbinden. Denn
allein  in  der  Schule  werden  wir  die  tiefgreifenden  Probleme  des
Bildungssystems  nicht  lösen  können.

Wir fordern:

Stoppt  sofort  alle  geplanten  Sparmaßnahmen  im  Bildungswesen!
Stattdessen brauchen wir eine flächendeckende Modernisierung aller
Schu lgebäude  sowie  ihrer  He izungs - ,  Wasser -  und
Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen, die vom Krieg
und den steigenden Energiepreisen profitieren!
Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!

Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte, digitale Endgeräte und
auch das Schulessen müssen kostenlos für alle sein!



Kleinere Klassen und dafür neue Lehrer_Innen, Sozialarbeiter_Innen,
pädagogische  Assistenzkräfte,  Sonderpädagogog_Innen,
Schulpsycholog_Innen, Sozialarbeiter_Innen und auch Personal in der
Verwaltung und Instandhaltung!
Gleiche  Mitbestimmungsrechte  bei  den  Lehrplänen,  dem
Prüfungskalender und beim Unterrichtsstoff durch gewählte Organe
von uns Schüler_Innen!

Situation von trans Personen an
Schulen
Die Schule ist ein Ort, an dem wir uns alle täglich aufhalten müssen. Für
manche trans Personen ist das jedoch Tag für Tag eine Qual. Stell dir vor, du
stehst vor den beiden Schultoiletten und blickst von der einen zur anderen!
Auf welche sollst du gehen? Was, wenn irgendwer kommt und Fragen stellt,
warum du  jetzt  genau  diese  Toilette  benutzt?  Ist  es  nicht  einfacher  zu
warten, bis du zu Hause bist? Tausende Gedanken, dabei geht’s nur darum,
wo  mensch  auf  Toilette  geht.  Doch  das  ist  nicht  alles:  Sportunterricht,
Klassenfahrten, der Biounterricht, selbst in Musik – überall kommt die starre
Einteilung in Mädchen und Jungen vor. Überall wirst du daran erinnert, dass
du anders bist als die anderen. Hinzu kommen veraltetes Lehrmaterial und
eben  Mitschüler_Innen  und  Lehrpersonal.  Klar  gibt  es  viele,  die  einen
unterstützen, sobald man sich geoutet hat.  Es gibt Lehrer_Innen, die die
Namen nicht verwechseln und Mitschüler_Innen, die das tun. Aber es gibt
eben auch die anderen, die Witze über einen machen, mobben und einem/r
nicht glauben wollen.

Ein paar Zahlen
Generell sind trans Personen häufiger von Arbeitslosigkeit, Armut, Gewalt
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und  Ausgrenzung  betroffen.  Im  Alter  sind  z.  B.  bi-  und  homosexuelle
Menschen  häufiger  von  Armut  bedroht  als  Heterosexuelle.  So  liegt  bei
Männern  im  Alter  von  60  bis  90  Jahren  die  Armutsquote  bei  Bi  -und
Homosexuellen  um  sechs  Prozentpunkte  höher  als  bei  heterosexuellen
Männern (12 Prozent zu 6 Prozent). Als „Armutsgrenze“ gilt dabei 60 Prozent
des Nettoeinkommens. Bei Frauen in dieser Altersgruppe ist ebenfalls ein
Gefälle  zu  verzeichnen.  Frauen,  die  sich  als  homo-  oder  bisexuell
identifizieren,  haben  mit  rund  1750  Euro  durchschnittlich  10  Prozent
weniger  Einkommen  zur  Verfügung  als  Frauen  mit  heterosexueller
Orientierung  (rund  1950  Euro).

Die Zahlen stammen aus dem Deutschen Alterssurvey und sind nun in einer
Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Grünen zur sozialen Lage
von  Lesben,  Schwulen,  Bisexuellen,  trans  und  intergeschlechtlichen
M e n s c h e n  i n  D e u t s c h l a n d  v e r ö f f e n t l i c h t  w o r d e n .
(https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/queerspiegel/gruene-kritisieren-tat
enlosigkeit-des-bundes-altersarmut-unter-queeren-menschen-deutlich-
groesser/27089984.html)

Und in der Schule? Positiv ist es, dass für die Änderung des Namens im
Klassenbuch  oder  in  Schulausweisen  keine  rechtlich  verbindliche
Vornamensänderung  erforderlich  ist.  Die  Berliner  Senatsverwaltung
empfiehlt sogar, dass man trans Personen mit dem selbstgewählten Namen
ansprechen sowie die gewünschten Personalpronomen verwenden sollte. Und
sonst? 2014 beteiligten sich über 5.000 Jugendliche an einer Umfrage des
Deutschen Jugendinstitutes, die sich an LGBTIA+-Jugendliche zwischen 14
und 27 Jahren richtete. Knapp die Hälfte der befragten jungen Trans gab an,
an Bildungs- und Arbeitsorten beschimpft, beleidigt oder lächerlich gemacht
worden zu sein. Etwa 10 % wurden körperlich angegriffen oder verprügelt.
Die Befragten gaben ferner an, dass nur etwa die Hälfte der Lehrer_Innen
offen  gezeigt  habe,  dass  Schimpfwörter  nicht  geduldet  werden.  Die
Befragten erzählten weiter, dass etwa die Hälfte der Lehrkräfte gelacht hat,
als Witze über LGBTIA+ gemacht wurden, oder sich direkt über Jugendliche,
die  sich  nicht  „typisch  weiblich/männlich“  verhielten,  lustig  machte.
(https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/bibs2015/DJI_Broschuere_Coming
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Out.pdf)

Was dagegen tun?
Uns aufs Leben vorzubereiten – im Kapitalismus. Deswegen werden in der
Schulstruktur und im Schulalltag auch Rassismus und Sexismus mehr oder
weniger bewusst reproduziert. Das macht den Kampf gegen Transphobie an
der  Schule  nicht  leicht,  aber  auch  nicht  unmöglich.  Konfrontiert  man
Lehrer_Innen oder Mitschüler_Innen mit ihren Äußerungen, wird man selten
ernst  genommen.  Außerdem ist  es  mehr als  anstrengend,  jeden Tag mit
Menschen zu verbringen, die die eigene Identität in Frage stellen. Je mehr
Ablehnung man erlebt,  umso mehr stellt  man auch sich selbst  in Frage.
Deswegen ist’s leichter, sich der Diskriminierung zu stellen, wenn man nicht
alleine  ist.  Eine  gute  Möglichkeit  dazu  bietet  die  Gründung  eines
Schulkomitees.  Im Gegensatz  zur  institutionellen Schüler_Innenvertretung
können dort alle mitmachen, die möchten. Zudem sind wir in diesem Rahmen
nicht  vom  autoritären  Schulgesetz  abhängig  und  können  uns  deswegen
politisch positionieren. Im Rahmen eines solchen Komitees ist es dann auch
leichter, Aktionen zu starten: zum Beispiel Plakataktionen, wo Kommentare,
die  man  in  der  Schule  abbekommen  hat,  nochmal  aufgeschrieben  oder
Informationen  über  trans  Identitäten  sowie  Unterdrückung  aufgezeigt
werden. Auch ist es sinnvoll, Veranstaltungen zu organisieren, bei denen man
gemeinsam mit Mitschüler_Innen über aktuelle Themen diskutieren kann.
Beispielsweise über die Wurzeln des Christopher Street Day oder LGBTIA+-
Diskriminierung in anderen Ländern, da diese im Unterricht oftmals zu kurz
kommen oder erst gar nicht thematisiert werden. Ebenso kann man in so
einem Rahmen auch für konkrete Verbesserungen wie geschlechtsneutrale
Toiletten  und  Umkleiden,  eine  Antidiskriminierungsmeldestelle  oder  die
Mitbestimmung über die Rahmenlehrpläne eintreten. Gibt’s Stress oder geht
es darum, sich gegen diskriminierende Lehrer_Innen oder Schulstrukturen zu
wehren, ist es auch besser, gemeinsam aktiv zu sein: Ob offene Briefe an
Schüler_Innenvertretung  oder  Öffentl ichkeit ,  gemeinsame
Protestkundgebungen  oder  gar  Vollversammlungen  zu  dem  Thema  –
zusammen  organisiert’s  sich  leichter.
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Das Problem an der Wurzel packen
rotzdem muss uns klar sein, dass Transphobie keine Frage der Bildung ist.
Man kann sie nicht wegerziehen. Es gibt nämlich auch Teile der Gesellschaft,
die  aktiv  von  dieser  Spaltung  profitieren.  Um  Transphobie  also  in  die
Geschichtsbücher zu verbannen, müssen wir sie an der Wurzel packen: dem
Kapitalismus. Der Ursprung der Diskriminierung von LGBTIA+ liegt nämlich
in  der  geschlechtlichen  Arbeitsteilung  der  bürgerlichen  Familie.  Diese
Familienkonstellation besteht aus einem Mann, der arbeiten geht und die
Familie ernährt, und eben aus einer Frau, die den Haushalt schmeißt und die
Kinder erzieht. Bestenfalls kann diese dann Teilzeit arbeiten und etwas dazu
verdienen. Klar, das erscheint jetzt erstmal nur als Klischee, es wird jedoch
durch  konservative  Politiker_Innen,  religiöse  Institutionen,  Medien  oder
Werbung  tagtäglich  reproduziert.

Dies geschieht nicht rein zufällig,  sondern ist  einfach eine Ideologie und
Praxis, die für den Kapitalismus besonders profitabel ist. So werden durch
das  Idealbild  der  Familie  die  Erbschaftsverhältnisse  der  Herrschenden
geregelt,  während  die  überwältigende  Reproduktionsarbeit  der
Arbeiter_Innenklasse  unentgeltlich  im Privaten  stattfindet.  Menschen,  die
nun nicht in dieses cis- und heteronormative Gesellschaftsbild hineinpassen,
sind der bürgerlichen Gesellschaft natürlich ein Dorn im Auge, denn mit ihrer
bloßen Existenz stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es
„natürlich“ scheint, dass Männer In Fabrik oder Büro arbeiten und Frauen
die Hausarbeit verrichten.

Also  warten  wir  auf  das  Ende  der
Diskriminierung?
Natürlich nicht. Wir müssen im Hier und Jetzt für konkrete Verbesserungen
kämpfen  und  diese  mit  dem  Kampf  gegen  das  ausbeuterische  System
verbinden.  In  den letzten Jahren konnten schon einige Errungenschaften
erkämpft  werden,  auch ist  die gesellschaftliche Akzeptanz von trans und
inter Personen in den letzten Jahren leicht gestiegen. Allerdings ist diese
Entwicklung mit Vorsicht zu genießen. Zum einen sind noch längst nicht alle



Rechte erstritten worden, zum anderen ist auch ein Rollback in Bezug auf
Geschlechterrollen  zu  beobachten.  Der  politische  Rechtsruck,  der
international verbreitet ist und in Deutschland seinen Ausdruck im Erstarken
der  AfD  findet,  stellt  eine  große  Gefahr  für  die  Errungenschaften  der
LGBTIA+-Bewegung  dar.  Wir  wollen  gemeinsam  für  eine  Gesellschaft
eintreten,  in  der  alle  Menschen  ungeachtet  ihres  biologischen  oder
gesellschaftlichen  Geschlechts  gleichberechtigt  und  gefahrenfrei  leben
können.

Daher fordern wir:

Kampf  der  Diskriminierung  an  Schule,  Uni  und  im  Betrieb!
Aufhebung aller  diskriminierenden Gesetze  gegen  trans  Personen
und  LGBTIA+:  Für  breite  Aufklärungskampagnen  und
Selbstverteidigungskomitees der Unterdrückten in Verbindung mit
der Arbeiter_Innenbewegung!
Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter_Innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!
Das Recht auf Selbstidentifizierung der Geschlechtsidentität, soweit
es  den  Staat  betrifft  (auf  Rechtsdokumenten,  bei  Zugang  zu
Gesundheitsversorgung  und  Versicherungsleistungen  usw.)!
Recht  auf  Nutzung  der  sanitären  Einrichtungen,  die  dem
angegebenen Geschlecht der Trans Persone entsprechen, sowie der
Einrichtung von geschlechtsneutralen sanitären Einrichtungen und
Umkleiden!
Kostenlose  gesundheit l iche  Beratung  und  operative,
geschlechtsangleichende Behandlung, wenn dies von der betroffenen
Person  gewünscht  wird,  auch  für  Jugendliche!  Für  das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper!

Quellen:
https://www.lgbtmap.org/file/Advancing%20Acceptance%20Infographic%20F
INAL.pdf
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Unsere  Schulen  sind  nicht
sicher!
Die Inzidenzzahlen erreichen Rekordwerte  und die  Omikron-Variante  des
Corona-Virus hat die Welt fest im Griff.  Unter diesen Umständen ist das
Lernen in der Schule gerade fast unmöglich. Jede Woche sind wieder neue
Leute aus unseren Klassen infiziert. Die einen kommen aus der Quarantäne,
die nächsten gehen wieder. So viele Infektionen wie jetzt hat es seit der
gesamten Pandemie noch nicht in den Schulen gegeben. Dabei riskieren wir
nicht nur unsere eigene Gesundheit,  sondern auch die unserer Familien.
Immer wieder zeigen Studien, dass Schulen zu den größten Treibern der
Pandemie gehören. Wir können uns nicht auf den Lernstoff konzentrieren,
wenn wir permanent Angst haben müssen, uns anzustecken. Mal abgesehen
davon, dass kaum jemand lange am Stück überhaupt im Unterricht ist, weil
s tändig  jemand  in  Quarantäne  muss .  Po l i t iker_ innen  und
Wirtschaftsverbände reden davon, dass die Schulen unbedingt offen gehalten
werden müssen, doch tatsächlich sind unsere Klassen doch schon halbleer.
Der neuen Ampel-Regierung scheint es nicht wichtig zu sein, dass wir in
Sicherheit und mit einem guten Gefühl lernen können. SPD, Grüne und FDP
setzen stattdessen auf eine Politik, das Virus ungebremst durch die Schulen
laufen zu lassen, damit unsere Eltern schön weiter zur Lohnarbeit gehen, um
Profite  für  die  Kapitalist_innen  zu  erwirtschaften.  Unsere  Gesundheit  ist
dabei egal, eine Durchseuchung der Schüler_innen mit Omikron wird einfach
in Kauf genommen. Anstatt effektive Sicherheitsmaßnahmen an den Schulen
einzuführen, werden Quarantäneregeln verkürzt und das Geld für Luftfilter,
Masken,  CO²-Messgeräte  und  mehr  Personal  weiter  gespart.  Der
Leistungsdruck auf uns Schüler_innen wird dabei noch mehr erhöht, indem
gesagt wird, wir hätten noch so viel Unterrichtsstoff nachzuholen und die
Abschlussprüfungen stünden ja bald an. Dabei tun sie so, als wären diese
Prüfungen in unserem Interesse, wobei sie doch eigentlich nur dafür sind,
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uns für den Arbeitsmarkt vorzuselektieren, in diejenigen, die sich schonmal
auf HartzIV bewerben können und diejenigen, die mehr verdienen werden.

Wir sagen: Challas es reicht!

Überall auf der Welt lehnen sich gerade Schüler_innen dagegen auf, dass
ihre  Gesundheit  der  Politik  scheißegal  ist.  In  Griechenland  haben
Schüler_innen über  250 Schulen besetzt  oder  die  Eingänge blockiert.  In
Österreich gab es  einen dezentralen Schulstreik  gegen die  katastrophale
Bildungspolitik.  Zehntausende  Schüler_innen  und  Lehrer_innen  haben  in
Frankreich für schärfere Sicherheitsmaßnahmen an ihren Schulen gestreikt.
Auch in den USA haben Lehrer_innen aus Angst sich an den Schulen zu
infizieren protestiert. Unsere volle Solidarität gebührt den Aktionen, Demos,
Blockaden, Besetzungen und Streiks. Die punktuellen Aktionen müssen von
den  Gewerkschaften  der  Lehrer_innen  mitgetragen  werden  und  mit
Forderungen  nach  der  Freigabe  von  Impfpatenten,  einer  demokratisch
kontrollierten  Aufklärungskampagne  und  einem  solidarischen  Lockdown
verbunden  werden,  um den  Zusammenbruch  der  Gesundheitssysteme zu
stoppen.  Wird  Zeit,  dass  wir  hier  auch  endlich  etwas  starten!  Unsere
Bildungsgewerkschaft  hierzulande,  die  GEW hat  zwar  immer  wieder  das
katastrophale  Krisenmanagement  in  den  Schulen  kritisiert  aber  nichts
dagegen unternommen. Die aktuelle Forderung der GEW-Berlin nach einem
Votum der Schulkonferenz zur Frage von Schulöffnung oder -schließung ist
ein wichtiges Signal,  jedoch müssen auch Taten folgen, damit die Politik
darauf reagiert.

Wir fordern jetzt hier und sofort:

Ob Präsenz-, Wechsel- oder Distanzunterricht stattfindet entscheidet
nicht  die  Ampel,  sondern  wir.  Jede  Schulgemeinschaft  aus
Schüler_innen,  Eltern  und  Lehrer_innen  muss  selbst  diese
Entscheidung  demokratisch  treffen!
Stattet die Schulen endlich mit dem nötigen Hygiene-Equipment aus!
Wir  brauchen  Luftfilteranalgen,  kostenlose  FFP2-Masken,  CO²-
Messgeräte, tägliche Schnelltests und ein eigenes PCR-Testlabor an
jeder Schule!



Sowohl  neue  Lehrer_Innen,  Sozialarbeiter_Innen,  pädagogische
Assistenzkräfte,  Sonderpädagogog_Innen,  Schulpsycholog_innen,
Sozialarbeiter_innen  als  auch  Personal  in  der  Verwaltung  und
Instandhaltung  müssen  neu  eingestellt  werden!
Aussetzung aller Prüfungen für dieses Schulhalbjahr!Lernen in
der Pandemie darf für niemanden einen langfristigen Nachteil in der
Schullaufbahn  bedeuten!  –Dabei  muss  auch  der  Rahmenlehrplan
reduziert  werden,  gemeinsam  kontrolliert  durch  Leher_Innen,
Schüler_Innen  und  Eltern.

Gründet Aktionskomitees, um unsere Forderungen in die Schulen zu tragen.
Sprecht mit euren Klassensprecher_innen, damit sie eine Diskussion in der
Schüler_innenversammlung anstoßen. Quascht mit euren Lehrer_innen und
lasst  uns  schauen,  wo  wir  gemeinsam für  unsere  Forderungen  kämpfen
können. Was wir brauchen sind Vollversammlungen an unseren Schulen, um
über  die  aktuelle  Lage  zu  diskutieren  und  gemeinsam  die  nötigen
Sicherheitsmaßnahmen zu  beschließen.  Schreibt  uns  bei  Insta,  Facebook
oder per Mail, wenn ihr Hilfe dabei benötigt. Vielleicht kriegen wir es ja auch
hin,  wie  in  den  anderen  Ländern  einen  flächendeckenden  Streik  zu
organisieren, denn schon bei Fridays for Future haben wir gemerkt, dass dies
die einzige Möglichkeit ist, uns Gehör zu verschaffen. Unsere Gesundheit ist
wichtiger als ihre Profite!

Schulstreik in Wien!
Unsere Genoss_innen vor Ort berichten, was abging…

Es ist  ein sonniger Vormittag und vor  dem BRG (Bundesrealgymnasium)
Schuhmeierplatz (Wien, 16. Bezirk, Ottakring) sammeln sich junge Leute. Mit
Masken und Abstand wird heute gestreikt, um klar ein Zeichen gegen die
Pandemiepolitik  der Regierung zu setzen und für  eine Erleichterung der
Matura (in Deutschland: Abitur) zu kämpfen. Speziell die Forderung nach
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einer  freiwilligen  mündlichen  Matura  steht  im  Mittelpunkt.  Viele  tragen
Schilder mit der Aufschrift #wirstreiken.

Der  Warnstreik  heute  wurde  von  der  Aks,  der  sozialdemokratischen
SchülerInnenorganisation,  organisiert.  Es  stehen  aber  auch  viele  andere
SchulsprecherInnen  dahinter,  die  sich  in  einem  offenen  Brief  an  die
Regierung und den Stadtschulrat gewandt haben. Eine Durchseuchung der
Schulen, wie sie gerade stattfindet, wird dabei klar abgelehnt.

Die  Stimmung  ist  gut,  auch  wenn  es  etwas  kalt  ist.  Es  sind  nicht  nur
MaturantInnen da, sondern viele aus niedrigeren Schulstufen, die sich für
ihre KollegInnen einsetzen, aber auch wissen, dass es sie in den nächsten
Jahren genauso treffen kann.

„Mir fehlt einfach die Motivation zu lernen. Seit Pandemiebeginn muss ich
die ganze Zeit mit Unsicherheiten kämpfen. Wie soll man sich da aufs Lernen
konzentrieren?“  fragt  eine  Schülerin.  Eine  andere  meint,  dass  die
Regierungspolitik,  was  Bildung  angeht,  mit  dem  Wort  „unorganisiert“
beschrieben werden kann. „Das Pandemiemanagement der Regierung und
die Art, wie unterrichtet wird, scheint planlos. Es wirkt nicht so, als würde
sich irgendwer um unsere Meinung scheren“, meint sie.

Ganz oft wird auch ein bisschen scherzhaft die Notwendigkeit der Matura
selbst in Frage gestellt. Warum soll eine punktuelle Leistung den Rest des
Lebens weiter bestimmen, fragen viele. Durch die Pandemiesituation fallen
immer mehr Widersprüche im österreichischen Schul- und Bildungssystem
auf.

Der  Anlass  des  Schulstreiks  ist  die  Corona-Politik  an  Schulen.  Wir
unterstützen die Forderungen der streikenden SchülerInnen und finden die
im  offenen  Brief  der  SchulsprecherInnen  angesprochenen  Probleme  und
Lösungen richtig. Der Streik wirft jedoch eine Reihe an Schwierigkeiten auf,
die  tiefer  sitzen und langfristigere Lösungen brauchen als  den zentralen
Slogan einer freiwilligen mündlichen Matura und eines besseren Umgangs
mit  den  Corona-Fällen  an  Schulen.  Vor  al lem  die  mangelnde
Berücksichtigung der Perspektive von SchülerInnen wird momentan umso



deutlicher sichtbar. Es gibt kaum Mitspracherecht für sie und es wird seit
Pandemiebeginn über ihre Köpfe hinweg entschieden. Der Streik ist folglich
eine gute Möglichkeit,  sich endlich Gehör zu verschaffen.  Die Forderung
nach einer  freiwilligen mündlichen Matura  ist  ein  guter  Startpunkt.  Das
reicht  aber  bei  weitem noch  nicht  aus.  Prüfungsmodi  müssen  nicht  nur
angepasst,  sondern  auch  neu  erdacht  werden.  Die  Schülerunion,  die
SchülerInnenorganisation der ÖVP, und die Aks sammeln sich beide hinter
der Forderung nach einer freiwilligen mündlichen Matura, aber es wird nicht
darüber gesprochen, wie es mit  den nächsten Klassen weitergehen wird.
Jedes Jahr wird es schwieriger werden,  den verpassten Stoff  aufzuholen.
Aber nicht nur das Lernen leidet, sondern auch die Psyche. Nach 2 Jahren
Pandemie sind die Auswirkungen klar zu sehen. Viele Jugendliche weisen
depressive Symptome auf und das liegt nicht nur an Social Distancing. Der
Leistungsdruck  in  den  Schulen,  die  Unsicherheiten,  wie  es  in  Zukunft
weitergeht,  die  Angst,  dass  man  selbst  oder  nahestehende  Leute  krank
werden, das alles belastet junge Menschen. Es zeigt sich, wie diese Art der
Ausbildung Menschen in diesem System schadet, und mit den Streiks auch,
dass sich SchülerInnen das nicht  mehr so einfach gefallen lassen! Diese
Situation sollte genutzt werden, um nicht einem veralteten Bildungssystem
hinterherzulaufen,  sondern  neue  Vorschläge  mit  den  SchülerInnen
gemeinsam  zu  entwickeln.

Neben den Problemen beim Lernen und Abprüfen des Stoffes gibt es auch
immer noch keine Lösung, wie man SchülerInnen vor Ansteckung schützen
kann. Eine Durchseuchung der Schulen ist die momentane Strategie. Das ist
einfach ein Schlag ins Gesicht für alle, die jetzt zwei Jahre auf viel verzichtet
haben, um die Pandemie einzudämmen. Die Regierung schert sich nicht um
die Gesundheit  junger  Menschen.  Deshalb müssen wir  uns selbst  darum
kümmern!  SchülerInnen,  LehrerInnen  und  Personal  sollten  gemeinsam
entscheiden  können,  welche  Maßnahmen  zusätzlich  für  ihren  Standort
gesetzt  werden  und  welche  Umstellung  im  Lehrbetrieb  notwendig  und
sinnvoll ist. Natürlich braucht es auch eine zentrale Planung und richtiges
Pandemiemanagement, aber von dieser Regierung können wir das momentan
nicht  erwarten.  Deshalb  müssen  wir  weiterhin  Druck  aufbauen,  bis  sie
endlich die richtigen Maßnahmen setzt.



Um  diesen  Druck  organisiert  aufzubauen,  braucht  es  mehr  als  nur
Schulstreiks.  Wir  fordern,  dass  sich  SchülerInnen  an  ihren  Schulen  zu
Komitees zusammenschließen, die gemeinsam Forderungen erarbeiten und
d a m i t  a u c h  i h r e  S c h u l e  z u  A k t i o n e n  m o b i l i s i e r e n .  D i e
SchülerInnenorganisationen der Parteien (SU, Aks, Verde, … ) bleiben leider
oft hinter der Ziellinie zurück, einfach weil sie doch oft abhängig sind von der
Politik, die ihre Mutterparteien machen. Deshalb braucht es unabhängige
SchülerInnenpolitik  und  Selbstorganisierung.  Zeitgleich  sollten  auch
gemeinsam  mit  den  beteiligten  Organisationen  Schulstreiks  organisiert
werden. Dafür braucht es ein Bündnis und nicht nur einzelne Gruppen, die
isoliert oder in losen Zusammenschlüssen arbeiten.

Wir fordern:

*  Abschaffung  der  Matura  und  Ersetzen  durch  demokratisch  mit
SchülerInnen  erarbeitete  Schulabschlusskriterien!

*  Bessere  psychische  Unterstützung,  speziell  für  durch  die  Pandemie
entstandene  Belastungen,  am  Schulstandort!

* Mehr Fachpersonal, um besser mit Distance Learning umgehen zu können
und medizinische Betreuung zu gewährleisten!

*  SchülerInnenkomitees,  die  gemeinsam  die  Streiks  organisieren  und
Forderungen  demokratisch  entscheiden!

* Für ein linkes Schulstreikbündnis, um gemeinsam schlagkräftig handeln zu
können!

Am 26. Januar geht es weiter mit dem nächsten Schulstreik!

S t r e i k e n  w i r  d i e s e  M a t u r a b e d i n g u n g e n  u n d  d i e s e s
Pandemiemissmanagement  weg!



Schulbildung  als
Massenprodukt:  Für  kleinere
Schulklassen!
von Felix Ruga

„Am Anfang von jedem Schuljahr lerne ich bestimmt 100 neue Namen. Ihr
müsst nur meinen lernen. Das kann man ja mal erwarten!“ Das sagte mal
meine Mathelehrerin in der achten Klasse im humorvollen Ton zu mir, als ich
nach 2 Wochen Unterricht stocken musste, weil mir nicht sofort ihr Name
einfiel. Sie hat damit aber auch direkt die Antwort geliefert, warum sie selbst
nicht sofort alle Namen kennt. Und welche wusste sie zuerst? „Vor allem die,
die  einem  einfach  in  Erinnerung  bleiben:  aktive  Schüler_Innen  und
Quatschköpfe.“

Ganz unbewusst hat sie damit ausgesprochen, was schief läuft in unserem
Schulsystem: Beachtung von Lehrer_Innen ist ein rares Gut und darum muss
konkurriert werden. Denn für Klassen, in denen um die 30 Schüler_Innen und
nur eine Lehrkraft sitzen, ist  sowohl Zeit  als auch pädagogische Energie
knapp. Und das ist gerade die normale Situation: Je nach Bundesland und
Schulform werden in den Kultusministerkonferenzen Obergrenzen zwischen
25 und 33  Schüler_Innen pro  Klasse  festgesetzt.  Bei  allgemeinbildenden
Schulen werden diese Obergrenzen auch in aller Regel ausgereizt.

Stimmung wie in der Fabrik

Die  überfüllten  Klassen  haben  wirklich  weitreichende  Folgen  für  den
Schulalltag: Es ist viel zu laut, zu eng, zu stickig. Das Gefühl entsteht, dass
man  einfach  nur  zum  möglichst  effizienten  Büffeln  zusammengepfercht
wurde,  ohne dass darauf Rücksicht genommen wird,  dass man auch viel
motivierter in die Schule gehen würde, wenn es dort etwas angenehmer
wäre.  Da  spielen  natürlich  noch  andere  Aspekte  wie  die  Zustände  der
Schulgebäude,  das  Notensystem oder  die  hierarchischen Strukturen eine
Rolle, aber die Klassengröße ganz besonders.
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Und das ist nicht nur für Schüler_Innen mies, sondern im besonderen Maße
für  Lehrer_Innen:  Mit  jeder  Schüler_In  mehr  in  der  Klassen,  steigt  die
Belastung für die Lehrer_Innen, trotzdem noch eine Atmosphäre zu schaffen,
in der es sich gut lernen lässt. Und da muss man bei größeren Klassen auch
mit  ganz  anderen  Dynamiken  umgehen,  insofern  man  dann  viel
wahrscheinlicher  mehr  „Unruheherde“  hat,  die  man jeweils  kontrollieren
muss. Ansonsten schaukeln sie sich hoch. Das bedeutet deutlich mehr Stress
und  erfordert  einen  autoritären  Unterrichtsstil  mit  Lautwerden  und
Bestrafen,  auch  wenn  man  sich  in  dieser  Rolle  gar  nicht  so  wohl  fühlt.
Aber  da  hört  es  noch  nicht  auf:  Mehr  Schüler_Innen  bedeutet  für
Lehrer_Innen nicht nur mehr Stress beim Unterrichten, sondern eigentlich
wird dadurch jede Aufgabe, die man erledigen muss, aufwendiger. Es heißt
nämlich auch, dass man bei Klausuren viel mehr zu korrigieren hat, mehr
Gespräche mit Eltern zu führen hat,  mehr Zeugnisse zu schreiben, mehr
Berichte zu verfassen und mehr zwischenmenschliche Probleme zu lösen hat.
Entweder man gibt sich komplett in diesem Beruf auf und kriegt Burnout
(Lehrer_Innen haben mit die höchste Burn-Out-Rate aller Berufe) oder man
lässt die Aufgaben schleifen und macht nur das Nötigste. Das kann bedeuten,
den  Unterricht  nicht  mehr  ausreichend  vorzubereiten,  Klausuren  und
Arbeitsblätter  nur  noch  zu  recyclen  oder  sich  aus  den  individuellen
Problemen  in  der  Klasse  einfach  rauszuhalten  und  abzustumpfen.

Und das führt zum eigentlich größten Problem, welches dadurch entsteht:
Individuelle Betreuung von Schüler_Innen wird verunmöglicht. Was ist, wenn
man sich in manchen Fächern nicht an den allgemeinen Rhythmus anpassen
kann  oder  will?  Man  ist  darauf  zurückgeworfen,  dies  durch  eigene
Ressourcen zu kompensieren wie zum Beispiel durch bezahlte Nachhilfe oder
von  den  Eltern.  Und  das  verstärkt  massiv  die  Bildungsungerechtigkeit
aufgrund des eigenen Elternhauses, denn sowohl die Anpassungsfähigkeit an
den Rhythmus, als auch die Möglichkeit von Nachhilfe ist davon abhängig,
wie gut die Verhältnisse zu Hause sind, ob die Eltern beide arbeiten gehen
müssen  oder  ob  genug  Geld  da  ist.  Normalerweise  könnte  das  am
effektivsten in der Schule aufgefangen werden. Aber bei so großen Klassen
fallen einfach jene hinten runter, die sich selbst nicht helfen können.
Vor allem in der Corona-Zeit hat sich dieser Missstand besonders deutlich



gezeigt. Große Klassen haben es viel schwerer gemacht, flexibel auf Ausfälle
zu  reagieren  und  alle  Schüler_Innen  ausreichend  im Home-Schooling  zu
betreuen. Wäre es möglich gewesen, mit ausreichend Lehrkräften kleinere
Lerngruppen zu organisieren, hätte dies das Infektionsrisiko massiv senken
können. Da das aber für unser momentanes Bildungssystem nicht stemmbar
war,  blieb  der  komplette  Verzicht  auf  Präsenzunterricht  die  einzige
Alternative und viele Schüler_Innen waren komplett auf ihre individuellen
Ressourcen  Zuhause  angewiesen:  Wer  sich  ein  Zimmer  mit  seinen
Geschwistern  teilen  musste  oder  keinen  eigenen  Laptop  besaß,  bekam
Bildungsungerechtigkeit besonders hart zu spüren.

Wie kann das eigentlich sein?

Bildung ist für den Staat sehr teuer und da die Regierung momentan auf
einen heftigen Sparkurs setzt,  schaut sie, wie weit noch am Schulsystem
gespart  werden  kann,  bevor  es  endgültig  zusammenbricht.  Die  Klassen
werden immer größer und der Gehalt der Lehrer_Innen im Vergleich immer
kleiner.  Und diese zwei  Sachen hängen eng miteinander zusammen:  Die
Arbeitsbedingungen und die Bezahlung von Lehrer_Innen sind wirklich mies,
deswegen fühlen  sich  viele  vom Beruf  abgeschreckt,  obwohl  sie  es  sich
aufgrund ihrer Interessen schon vorstellen könnten den Beruf zu ergreifen.
Dadurch gibt  es  Lehrkräftemangel,  was  aber  wiederum dazu führt,  dass
Schulen nicht genug Lehrer_Innen finden, um weitere Klassen zu eröffnen.
Dadurch  werden  die  Klassen  noch  größer,  die  Arbeitsbedingungen  noch
schlechter und der Mangel verschärft sich. Ein Teufelskreis.
Schulen erfüllen außerdem in unserem System eine wichtige Aufgabe: Kinder
und Jugendliche sollen daran gewöhnt und dazu ausgebildet werden, später
mal für andere Leute zu arbeiten. Dementsprechend sind die Anforderungen
in  der  Schule  auch  ähnlich  gestrickt  wie  im  Betrieb:  Du  hast  Befehle
auszuführen, du hast pünktlich zu sein, du bist nur ein kleines Rädchen!
Diese Kompetenzen werden umso mehr vermittelt,  indem man nur eine_r
unter 30 ist und sich dem allgemeinen Rhythmus unter straffer Hierarchie
anzupassen hat. Das ist zwar furchtbar für Schüler_Innen wie Lehrer_Innen,
aber für die Funktion im Kapitalismus ist das Totsparen des Schulsystems
gar kein Problem. Im Gegenteil!



Die Lösung ist einfach

Es braucht  schlichtweg kleinere Klassen!  Sowie auch mehr als  nur  eine
Lehrkraft pro Klasse und zum Beispiel noch zusätzlich Sozialpädagog_Innen,
die  auch  während  des  Unterrichts  supporten  können.  So  einfach  diese
Lösung auszusprechen ist, so schwer ist sie umzusetzen, denn es hängt sehr
viel  damit zusammen: Bessere Arbeitsbedingungen und höhere Löhne für
Lehrer_Innen, größere Schulgebäude und eine generelle Umstrukturierung
des Schulalltags.
Und das wird mit Sicherheit nicht einfach so vom Himmel fallen, weil der
Staat weiter sparen will. Dementsprechend braucht es Widerstand! Die GEW
(Die Gewerkschaft für Lehrer_Innen) macht es schon vor, indem sie diese
Forderungen  in  Tarifverhandlungen  aufstellt  und  im  Oktober  zu  einem
Warnstreik aufgerufen hat, an dem sich circa 500 Lehrkräfte aus 30 Schulen
beteiligten.  Daran  müssen  Schüler_Innen  anknüpfen,  selbst  Widerstand
organisieren und ihn mit eigenen Forderungen ergänzen. Denn wir wollen
generell mehr Mitspracherecht in der Schule! Sowohl was die Strukturen als
auch was die Inhalte angeht! Organisieren wir uns also in Schulkomitees,
verbinden  uns  mit  den  Streiks  der  Lehrer_Innen  und  bauen  so  eine
Bewegung für gerechte Bildung auf!

Podiumsdiskussionen  mit  der
AfD:  Diskutieren  oder
Boykottieren?
von Sani Meier

In  Vorbereitung  auf  die  Bundestagswahlen  im  September  diesen  Jahres
wurden  an  vielen  Schulen  Podiumsdiskussionen  mit  Vertreter_Innen
verschiedener  Parteien organisiert.  Neben SPD,  CDU,  Linke und Grünen
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hatten  manche  Schulen  auch  Politiker_Innen  der  rechtsradikalen  AfD
eingeladen.  Viele  Schüler_Innen  fanden  das  zu  Recht  scheiße  und
organisierten Widerstand an ihren Schulen, was eine generelle Debatte zu
der Frage, wie man denn mit der AfD umgehen solle, auslöste. Sollte man mit
rechten Politiker_Innen diskutieren oder sie ausladen, um ihnen keine Bühne
zu geben? Und vor allem: Wer entscheidet eigentlich darüber?
Von vielen Schulleiter_Innen wurde die Einladung damit begründet, dass die
AfD dieses Jahr zur Wahl antrete und damit als demokratisch legitimierte
Partei Teil des politischen Wettbewerbs sei. Somit hätte Sie wie jede andere
Partei das Recht, ihre Positionen zur Diskussion zu stellen. Man wolle damit
keine Werbung für sie machen, sondern allen Schüler_Innen die Möglichkeit
geben,  sich  mit  deren  Inhalten  auseinanderzusetzen.  Wir  lehnen  diese
Position ganz klar ab.

Nachdem die AfD seit diesem Jahr vom Verfassungsschutz beobachtet wird,
versucht  sie  gezielt,  ihr  bürgerliches  Image  zu  stärken,  um  ihre
rechtsradikale Gesinnung und Verbindungen in die dazugehörige Szene zu
verdecken. Genau mit dieser Strategie verschafft sie sich nun auch Zugang
zu  Schulen  und  versucht,  Jugendliche  für  ihre  menschenverachtenden
Positionen  zu  gewinnen.  Doch  wir  lassen  uns  von  diesem  Schein  nicht
täuschen!
Die AfD ist das Ergebnis des internationalen Rechtsrucks seit der letzten
Finanzkrise 2007/2008 und vertritt eine Politik, die klar rassistisch, sexistisch
und in Teilen sogar antisemitisch ist. Mit ihrem neoliberalen Wahlprogramm
wird sie auch in Anbetracht der momentanen Krise versuchen, die Interessen
der Kapitalist_Innen bestmöglich zu schützen, indem sie die Ausbeutung von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  weiter  verschärft.  Dies  schafft  sie  am
besten,  wenn  sie  deren  Solidarität  zueinander  durch  Rassismus  und
Sexismus zerstört, da dies ihren gemeinsamen Kampf verhindert. Wirft man
einen  Blick  in  ihr  diesjähriges  Wahlprogramm,  so  findet  sich  z.B.  die
Forderung,  dass  Schüler_Innen  in  Zukunft  getrennt  nach  ihrer
Leistungsstärke unterrichtet werden sollen – Spaltung und Konkurrenzdruck
at it’s best. Darüber hinaus wollen sie eine „Abschiebeoffensive“, stärkere
Grenzkontrollen und die Aussetzung des Familiennachzugs für Geflüchtete.
Um  diesen  rassistischen  Bullshit  zu  erkennen,  brauchen  wir  keine



Podiumsdiskussionen  und  je  weniger  Leute  ihn  hören,  desto  besser.

Unsere Schulen gehören uns!

Wir  lassen  uns  nicht  spalten!  Für  Vertreter_Innen  dieser  Politik  ist  an
unseren Schulen kein Platz! Unsere Schulen sind der Ort, an dem wir uns
täglich aufhalten und deshalb müssen sie ein möglichst safer space für alle
sein,  egal  ob  für  Frauen,  migrantische,  queere  oder  muslimische
Schüler_Innen.  In  Anbetracht  der  rassistischen,  sexistischen  und
islamophoben Hetze der AfD ist  es deshalb untragbar,  dieser Zugang zu
unseren  Schulen  zu  geben.  Wenn wir  es  zulassen,  dass  solche  Parteien
einfach ungestört eine Bühne bekommen, sind unsere Schulen keine Orte
mehr, an denen wir sicher lernen können. Wir Schüler_Innen müssen selbst
über  unsere  Bildung  und  deren  Bedingungen  entscheiden  können  und
protestieren deshalb zurecht gegen die Podiumsdiskussionen mit der AfD.
Gemeinsam haben wir in Berlin Kundgebungen und Störaktionen organisiert,
sowie Forderungen an die Schulleitungen gestellt, wodurch wir es geschafft
haben, dass die AfD an einer der Schulen wieder ausgeladen wurde (siehe
dazu auch den Artikel „Revo vor Ort“, in dem wir einen detaillierten Bericht
zu den Aktionen geben). Dieser Erfolg ist der Beweis, dass wir gemeinsam
genug Druck aufbauen können, um solche Entscheidungen mitzubestimmen.
Lasst uns also unsere Schulen aktiv mitgestalten, indem wir uns vernetzen,
linke Schüler_Innenkomitees bilden und Protest organisieren mit dem Ziel,
unsere Schule zu demokratisieren!

Für ein selbstbestimmtes Lernen in Schulen, die nach unseren Bedürfnissen
organisiert sind! Kein Raum für Sexismus, Rassismus, Antisemitismus oder
Islamophobie – kein Raum der AfD!


